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Aus dem steirischen Landtag

Es gab Zeiten, da hatte das 
Wort „Reform“ in der Steier­
mark eine positive Bedeutung, 
weil sich die Menschen dar­
unter zu Recht eine Verbesse­
rung ihrer Lebensumstände 
erwarten konnten. Die selbst­
ernannte „Reformpartner­
schaft“ von SPÖ und ÖVP 
macht das genaue Gegenteil, 
sie verbessert die Lebensbedin­
gungen der SteirerInnen nicht, 
sie verschlechtert sie.

Landesbudget: „Es gibt immer 
eine Alternative!“

Aus der Budgetrede von KPÖ-Klubobfrau Claudia Klimt-Weithaler
SPÖ und ÖVP sind fest dazu 
entschlossen, der steirischen 
Bevölkerung ein Belastungs-
paket zu schnüren, das keinen 
Stein auf dem anderen lassen 
wird. Der Schaden, der dabei an-
gerichtet wird, wird mit Phrasen 
wie „Es gibt keine Alternative!“ 
schöngeredet. Bei jenen, bei de-
nen SPÖ und ÖVP nun „sparen“ 
wollen, gibt es nichts, was auf 
die Seite gelegt werden kann. 
Was soll denn ein Mindestsi-
cherungsbezieher auf die Seite 
legen? Was eine Wohnbeihilfen-
bezieherin?
Das, was SPÖ und ÖVP mit 
diesem Budget vorhaben ist der 
Beginn der Zerschlagung des 
Sozialsystems. Was der ÖVP 60 
Jahre lang alleine nicht gelungen 
ist, vollzieht sie jetzt gemeinsam 
mit ihrer sogenannten Reform-
partnerin, der SPÖ. Warum 
gerade für eine sozialdemokra-
tisch geführte Regierung Bud-
getkonsolidierung zwingend 
gleichbedeutend mit Sozialab-

KPÖ-Landtagsabgeordnete 
Claudia Klimt-Weithaler kriti-
siert das unsoziale Belstungs-
budget: „Die Regierung wird das 
Land kaputtverwalten.“

Das bringt das 
Landesbudget
• Tausende Arbeitsplätze im 

Sozialbereich gehen verlo-
ren

• Abschaffung der Pendlerbei-
hilfe

• Schließung von Spitälern und 
Streichung von Betten

• Drastische Einsparungen bei 
Menschen mit Behinderun-
gen

• Kürzung der Wohnbeihilfe
• Einführung des Pflegeregres-

ses
• Kindergartensteuer für Eltern
• Kürzungen bei den Schwächs-

ten durch die „Mindestsi-
cherung“

• Kürzungen bei Bildung, Kul-
tur und der Jugendwohlfahrt

…und 425 Mio. Euro 
neue Schulden

Das hat die Regie-
rung „vergessen“
• Höhere Abgaben auf Glücks-

spielautomaten
• 15 % Einsparungen bei Par-

teienförderung
• Kürzung der Polit-Einkommen
• Gerechte Besteuerung großer 

Vermögen und Privatstif-
tungen 

• Sparen bei Prestigeprojekten 
und Events

„Wie geprügelte 
Hunde“

Drei Abgeordnete der SPÖ 
sind auch ÖGB-Funktionäre 
und haben vor dem Budget-
beschluss gegen ihren eigenen 
Landeshauptmann demons-
triert. Drei Tage vor der Sit-
zung erklärte SPÖ-Abgeord-
neter Klaus Zenz in der Kro-
nen Zeitung: „Wir werden uns 
weder wie geprügelte Hunde 
davonschleichen, nicht im 
Krankenstand sein und auch 
nicht am Klo warten, sondern 
mit der Opposition defini-
tiv dagegen stimmen.“ – Bei 
der Abstimmung waren sie 
dann aber doch am Klo. Die 
Mandatare hätten „ihr freies 
Mandat wahrgenommen und 
sich nach bestem Wissen und 
Gewissen verhalten“, kom-
mentierte der steirische ÖGB-
Vorsitzende Horst Schachner 
dieses Verhalten.

bau sein muss, ist wahrschein-
lich nicht nur für mich absolut 
nicht nachvollziehbar. „Kürzung 
der Wohnbeihilfe“ und „Ab-
schaffung der Pendlerbeihilfe“ 
sind übrigens auch nicht die Slo-
gans gewesen, mit denen SPÖ 
und ÖVP in die Landtagswahl 
2010 gezogen sind. Das Ziel, 
die Armut in der Steiermark zu
bekämpfen, hat die  Regierung 
längst aufgegeben.

   Es 
reicht !

für alle

K
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Der KPÖ-Landtagsklub unterstütz-
te die Großdemonstrationen gegen 
die unsoziale Politik der Landesre-
gierung, die in Summe über 30.000 
Menschen auf die Straße brachten.



Auch Landesrat Schrittwieser 
hat gesagt: „Es gibt keine Alter-
native.“ – Aber das stimmt nicht. 
Es gibt immer eine Alternati-
ve! Und es stimmt auch nicht, 
dass „alles noch viel schlimmer 
kommt, wenn wir jetzt nicht 
diese Kürzungen machen“. Dazu 
muss man auch die Wahrheit sa-
gen: Es ist nicht zu wenig Geld 
vorhanden. In Österreich ist 
so viel Geld vorhanden wie nie 
zuvor. Derzeit gibt es über 2000 
Milliarden Euro Geldvermögen. 
Das ist mehr als 100 Mal so viel 
wie der Staat für sämtliche Pen-
sionen aufwendet. Und mehr als 
70 Mal so viel wie das gesamte 
Gesundheitssystem kostet.

Arme werden ärmer,  
Reiche reicher
Armut und Reichtum nehmen in 
Österreich gleichzeitig zu. Eine 
Mio. erwachsenene Menschen 
haben weniger als 780 Euro im 
Monat. Ihre Zahl nimmt zu. Ca. 
250.000 Menschen haben mehr 
als 70.000 Euro Jahreseinkom-
men und ihr Vermögen nimmt 
zu. Mittlerweile belasten 92% 
aller Steuern die Erwerbsein-
kommen, aber nur mehr 6% die 
Vermögen. Österreich hat die 
niedrigsten Vermögenssteuer-

Trotz aller Kürzungen im Doppelbudget beläuft sich die Neuver-
schuldung des Landes auf 425 Mio. Euro. Ohne Erhöhung der 
Ertragsanteile steht das Land Steiermark auf verlorenem Posten. 
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wirkt

sätze in der OECD.
Der Wirtschaftsaufschwung, 
von dem Finanzlandesrätin 
Vollath in ihrem Budgetentwurf 
spricht, der findet für die große 
Mehrheit der Menschen in die-
sem Land schlicht nicht statt. 
Der Aufschwung ist einer für die 
Konzerne, die sich mittlerweile 
wieder dumm und dämlich ver-
dienen, und es ist natürlich auch 
ein Aufschwung für die Milli-
onäre, deren Vermögen weiter 
steigen und immer gestiegen 
sind – auch im bis dato schwers-
ten Krisenjahr 2009.
Es müsste der Politik ein Anlie-
gen sein, Wohlstand für alle zu 
schaffen. Der Wohlstand für den 
Großteil der Menschen steigt 
nicht, sondern er sinkt. 
Trotz aller Einsparungen be-
läuft sich die Neuverschuldung 
des Landes auf 425 Mio. Euro. 
Das Land Steiermark kann aus 
eigener Kraft keinen ausgegli-
chen Haushalt erreichen. Um 
die wahren Hintergründe dieser 
unsozialen Belastungspakete zu 
durchschauen, muss man den 
Blick über den Tellerrand wagen, 
muss man über die Grenzen der 
Steiermark hinausschauen: Es 
ist viel Geld vorhanden in Ös-
terreich – allerdings dient dieses 
Geld im Kapitalismus nicht den 

Menschen und ihren Bedürfnis-
sen, sondern es fließt dorthin, 
wo der meiste Profit zu holen ist.
Wo unser Geld hinfließt
Das globale Finanzcasino mit 
der EU als Wortführerin hat 
diese Politik im Interesse der 
Banken und Konzerne tatkräf-
tig unterstützt. Zur Rettung 
des in der Weltwirtschaftskrise 
zusammengekrachten Systems 
hat auch Österreich mit Mil-
liarden Euro private Banken 
gerettet. Der EU-Gipfel zwang 
Österreich wieder Milliarden-
zahlungen für den Euro-Ret-
tungsschirm auf. Die aufgenom-
menen Mittel müssen verzinst 
wieder zurückgezahlt werden, 
vom Rettungsschirm profitieren 
also auch zahlreiche Banken der 
Geberländer. Am Beispiel der 
griechischen und der irischen 
Bevölkerung haben wir gesehen, 
dass die Zeche die Bevölkerung 
zahlt, denn die Bedingung, dass 
ein Land Hilfe aus dem Ret-
tungsschirm erhält, sind tiefe 
soziale Einschnitte.
Die Finanzkrise, die aufgrund 
extrem riskanter Spekulatio-
nen privater Banken, Invest-
mentbanken und Hedgefonds 
entstanden ist, hat zu einer 
Verschuldungskrise der Staaten 
geführt. 

In vielen Ländern erfolgt der 
Abbau der Schulden durch ei-
nen radikalen Angriff auf den 
Lebensstandard der Bevölke-
rung, die steirische Landesre-
gierung will nun genau diesen 
Weg gehen. Aber dieser Weg 
ist falsch weil er in die Sackgas-
se führt. Weil die Bevölkerung, 
die die Krise nicht verursacht 
hat, nun für jene aufkommen 
muss, die ihr Geld in „gerette-
ten“ Banken haben. Die gesamte 
Bevölkerung muss dafür büßen, 
dass sich die Politik den Banken 
verkauft und Milliarden an Steu-
ergeld dafür eingesetzt hat und 
einsetzt, um die Finanzkonzerne 
vor der Pleite zu retten.
Während einerseits gekürzt 
wird und den Menschen gesagt 
wird „wir müssen den Gürtel 
enger schnallen“, wird auf den 
Finanzmärkten munter weiter-
gezockt, als hätte es nie eine Kri-
se gegeben!

1. Einnahmen
Nahverkehrsabgabe
Einer Nahverkehrsabgabe für 
Unternehmer (nach Wiener 
Beispiel), würde 11 Millionen 
Euro bringen.
Abgabe auf Glücksspielauto-
maten
Die Erhöhung der Abgaben auf 
Glücksspielautomaten wür-
de etwa 20 Mio. Euro bringen. 
Eine weitere Anhebung auf 
Wiener Niveau (1400 Euro pro 
Automat und Monat) würde 
weitere 20 Mio. an Einnahmen 
ermöglichen.
N a t u r n u t z u n g s a b g a b e 
(„Schottersteuer“)
Eine Naturnutzungsabgabe für 
Schotter und Kies (wie in NÖ), 
würde rund 3,1 Mio. Euro/Jahr 
bringen.
Flächenversiegelungsabgabe
Eine Abgabe für Einkaufszent-
ren wäre würde bis zu 10 Milli-

onen Euro ins Land bringen.

2. Einsparungen
Eventpolitik
Bereits jetzt wurden 150 Mil-
lionen für Schladming ausge-
geben. Die Schi-WM könnte 
auch sparsamer durchgeführt 
werden.
Der Vertrag über den A1-Ring 
sieht eine finanzielle Belastung 
des Landes von 120 Mio. Euro 
über 67 Jahre vor.
Parteienförderung
Die Parteienförderung wird 
lediglich um zwei Prozent ge-
kürzt. Eine Reduzierung um 25 
Prozent würde 4,5 Mio. Euro 
bringen.
Wirtschaftsförderungen
Förderungen an Konzerne 
sind wirtschaftspolitisch sinn-
los. Gefördert sollen nur mehr 
Klein- und Mittelbetriebe wer-
den.

Zinsmoratorium
Ein Zinsmoratorium auf fünf 
Jahre (Eckzinssatz) würde dem 
Land große Summen ersparen. 
Das Land Steiermark bezahlt 
jährlich über 70 Millionen 
Euro an Zinsen, ausgegliederte 
Schulden (wie jene der KAGes) 
noch gar nicht einbezogen.
3. Ertragsanteile
Ohne einen neuen Finanzaus-
gleich, neue Verteilung der Er-
tragsanteile, kann es zu keinem 
ausgeglichenen Budget kom-
men. Zwei Drittel des Steuer-
aufkommens setzen sich aus 
Massensteuern zusammen, v.a. 
Lohnsteuer, Mehrwertsteuer, 
Mineralölsteuer. Hier darf es 
keine weiteren Belastungen ge-
ben! 
Vermögenssteuern! 
Abschaffung der Steuerprivile-
gien von Privatstiftungen sowie 
eine Grundsteuer auf großen 
Immobilienbesitz würde 90 
Prozent der Bevölkerung nicht 
treffen.

K
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KPÖ-LAbg. Werner Murgg kritisiert unehrliche Berech-
nung: Reale Kürzung beträgt statt angekündigter 15 ledig-
lich 5 Prozent. 

Am Ende der letzten Land-
tagsperiode wurde eine kleine 
Gebührenerhöhung bei Glücks-
spielautomaten beschlossen. 
Viele Initiativen, die vor allem 
von der KPÖ ausgegangen sind, 
wurden systematisch abgeblockt 
– egal, ob es um Spielsucht, Ju-
gendschutz oder um Manipu-
lationsverdacht bei Automaten 
ging. Geleitet wurde der zustän-
dige Landtagsausschuss vom 
Glücksspiellobbyisten und VP-
Abgeordneten Wolfgang Kasic.
Zuletzt wurde bekannt, dass die 
Automatenaufsteller in einer 
konzertierten Aktion die Ge-
bührenerhöhung mit einer Flut 
von Einsprüchen torpedieren. 
Das Land hat Einnahmenverlus-
te in Millionenhöhe.  Drahtzie-
her der Aktion: LAbg. Kasic.
Im aktuellen Suchtbericht des 
Landes wurde auf das Thema 
Spielsucht „vergessen“, obwohl 
im letzten Suchtbericht alarmie-
rende Zahlen präsentiert wer-
den – die Rede ist von 60-80.000 
Steirerinnen und Steirern, die 
von Spielsucht betroffen sind.
Nun enthüllte die Wochenzei-
tung Falter, das in der Zeitung 
„BezirksRevue“, deren Heraus-
geber Wolfgang Kasic ist, jah-

relang in jeder Ausgabe ganz-
seitige Inserate der Novomatic-
Tochter Admiral Sportwetten 
erschienen sind. 
Damit ist in den Augen von 
KPÖ-LAbg. Claudia Klimt-
Weithaler: „Das Maß ist voll: 
mittlerweile ist nachgewiesen, 
dass Kasic selbst hinter der Ein-
spruchswelle gegen die Auto-
matengebühr steht. Dass sein 
eigenes Unternehmen aber auch 
Geld des größten österreichi-
schen Glücksspielkonzerns kas-
siert, ist der Gipfel der Unver-
schämtheit. Wir haben immer 
darauf hingewiesen, dass Kasics 
Tätigkeit im Landtagsausschuss 
unvereinbar mit dessen Tätig-
keit als Kammerfunktionär ist. 
Dass aber auch private finan-
zielle Interessen im Spiel sind, 
wirft kein gutes Licht auf den 
Landtag. Wolfgang Kasic soll-
te die Konsequenzen aus diese 
Affäre ziehen und sein Mandat 
niederlegen. Jeder Tag, den er 
nach den neuesten Enthüllun-
gen weiter im Landtag verbleibt, 
ist eine Beleidigung für die tau-
senden Steirerinnen und Steirer, 
deren Leben durch Spielsucht 
oder spielsüchtige Angehörige 
ruiniert worden ist.“

KPÖ fordert Rücktritt 
von VP-Abg. Kasic
Klubobfrau Klimt-Weithaler: Glücksspiel- 
Industrie darf nicht länger Landespolitik diktieren!

Nur ein politischer Kurs-
wechsel kann helfen!
Das Land Steiermark braucht 
neue Einnahmen! Und damit 
meine ich selbstverständlich 
keine neuen Massensteuern, 
die wiederum die Bevölkerung 
treffen, sondern ich meine Ein-
nahmen, in der Höhe von rund 
45 Millionen Euro jährlich, die 
den Großteil der Steirerinnen 
und Steirer überhaupt nicht be-
lasten würden. Die Einführung 
einer Nahverkehrsabgabe, ei-
ner Erhöhung der Abgabe auf 
Glücksspielautomaten, einer 
Naturnutzungsabgabe wür-
den das Budget nicht retten. 
Aber jede zusätzliche Einnahme 

könnte eine geplante Kürzung 
verhindern. Bei den genannten 
Beispielen müsste man sich halt 
mit der Glücksspielindustrie und 
den steirischen Schotterbaronen 
anlegen und das erfordert mehr 
Mut, als ein Budget auf Kosten 
der sozial Schwachen zu ma-
chen. Und diesen Mut hat die 
steirische Landesregierung of-
fensichtlich nicht. Sie hat auch 
offensichtlich nicht den Mut, mit 
gutem Beispiel voran zu gehen 
und bei sich selbst zu sparen! Die 
Forderung nach der Senkung der 
PolitikerInnengehälter wird be-
lächelt und die Kürzung bei den 
Parteienförderungen ist eine Au-
genauswischerei!

Parteienförderung: Bei sich selbst sparen SPÖ und ÖVP nicht

Viele Stunden dauerte die De-
batte um das Doppelbudget, 
das den größten sozialpoliti-
schen Rückschritt in der Stei-
ermark in der Geschichte der 
Zweiten Republik bedeutet. 
Während sich SPÖ und ÖVP 
weder in der Gesundheits-, 
noch in der Bildungs-, Kultur- 
und Sozialpolitik gesprächsbe-
reit zeigten und kaltschnäuzig 
jede Kritik am Budget an sich 
abperlen ließen, weigerten sie 
sich, bei der Parteienförderung 
dieselben Maßstäbe anzusetzen 
wie etwa bei Menschen mit Be-
hinderung.
Im Rahmen der Budgetdebatte 
brachte die KPÖ den Antrag 

ein, die Parteienförderung wie 
von SPÖ und ÖVP angekün-
digt um 15 % zu kürzen und 
auf eine automatische jährliche 
Anhebung zu verzichten. Die 
„Reformpartner“ lehnten den 
Vorschlag ab.
Real werden den Parteien nun 
lediglich ca. fünf Prozent ge-
kürzt, die Differenz ergibt sich 
aus einer unehrlichen Zahlen-
spielerei, wie KPÖ-LAbg. Wer-
ner Murgg aufzeigte: Durch die 
Auszahlung einer nicht budge-
tierten Förderung am Ende der 
vergangenen Periode wurde 
die Höhe der Parteiförderun-
gen künstlich in die Höhe ge-
schraubt, dieser Betrag fällt nun 

wieder weg. Ein 
Vergleich mit dem 
Vorjahr sugge-
riert deshalb eine 
Kürzung um 15 
Prozent, obwohl 
in Wirklichkeit 
beinahe dieselbe 
Förderung ausbe-
zahlt wird wie im 
Vorjahr.
Murgg: „Angesichts dessen, 
dass in sozial sensiblen Berei-
chen empfindliche Kürzungen 
vorgenommen werden, ist es 
ein Hohn, dass gerade die poli-
tischen Parteien mit Samthand-
schuhen angefasst werden. Die 
Parteienförderung soll außer-
dem ab 2012 wieder valorisiert 
werden. Gleichzeitig werden 
aber diverse Beihilfen für die 
Bevölkerung, etwa die Wohn-

beihilfe, seit Jahren 
nicht mehr wertan-
gepasst.“

Nur KPÖ für 
Kürzung der  
Politikergehälter
Die Politiker sollten 
bei sich selbst spa-
ren. Deshalb brach-
te die KPÖ neuer-

lich den Antrag ein, die Bezü-
ge der Landespolitiker um 30 
Prozent zu kürzen. Der Antrag 
wurde von SPÖ, ÖVP, FPÖ und 
Grünen abgelehnt. 
Ein weiterer KPÖ-Antrag, die 
Ausgaben für die Ski-WM in 
Schladming, immerhin rund 
150 Millionen Euro, um 25 Pro-
zent zu kürzen, wurde mit den 
Stimmen von ÖVP, SPÖ und 
FPÖ abgelehnt.

K
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KPÖ-LAbg. Werner Murgg
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Bei der letzten Sitzung der 
Steirischen Gesundheits-

plattform ist es zu Ungereimt-
heiten gekommen, die im 
Rahmen des Budgetlandtags 
auch Thema einer Dringlichen 
Anfrage der KPÖ waren. Be-
kanntlich teilte ein ehemaliger 
ÖVP-Abgeordneter mit, dass 
ihm durch Gesundheitslan-
desrätin Edlinger-Ploder das 
Stimmrecht entzogen worden 
sei, weshalb er nicht von der 
Möglichkeit Gebrauch machen 
konnte, gegen den Strukturplan 
zu stimmen, der die Einsparung 
zahlreicher Abteilungen in Spi-
tälern und sogar die Schließung 
ganzer Krankenhäuser vorsieht.
KPÖ-LAbg. Werner Murgg be-
antragte deshalb, die geplante 
Neustrukturierung des Steier-
märkischen Gesundheitssys-

tems zurückzunehmen und un-
ter Einbeziehung von Vertrete-
rinnen und Vertretern aus den 
betroffenen Regionen Hörgas/
Enzenbach, Stolzalpe, Voits-
berg, Wagna, Bruck an der Mur 
und Mürzzuschlag zu überar-
beiten. Der Antrag wurde von 
SPÖ und ÖVP abgelehnt, Grü-
ne und FPÖ stimmten ihm zu.
Murgg: „Genau wie beim Lan-
desbudget ist die Regierung 
auch bei der Gesundheitspo-
litik nicht bereit, den Betrof-
fenen auch nur eine Sekunde 
zuzuhören. Dabei geht es hier 
um sehr viele Arbeitsplätze, im 
Fall von Murau sogar um die 
Zukunft eines ganzen Bezir-
kes. Die Kaltschnäuzigkeit und 
Skrupellosigkeit, mit der SPÖ 
und ÖVP ihre Kahlschlagpoli-
tik durchziehen, ist skandalös.“

Gesundheitsversorgung:  
Totale Gesprächsverweigerung 

von SPÖ und ÖVP
LAbg. Murgg (KPÖ): Regierung ist nicht 

bereit, Betroffenen zuzuhören

Die KPÖ hat im Landtag er-
neut beantragt, die Abgabe 
auf Glücksspielautomaten auf 
Wiener Niveau (etwa 1400 
Euro pro Automat und Monat) 
zu erhöhen. Die Steiermark ist 
das einzige Bundesland, in dem 
die Automaten, die nicht dem 
neuen Gesetz entsprechen, bis 
Ende 2015 betrieben werden 
dürfen. Auf Drängen der KPÖ 
wurde die Abgabe auf die Au-
tomaten am Ende der letzten 
Periode zwar erhöht, aber nicht 
im erforderlichen Ausmaß.
So bleibt das Geschäft mit der 
Spielsucht weiterhin lukrativ, 
die Steiermark ist nach wie vor 
das Bundesland mit der höchs-
ten Dichte an Spielautomaten. 
Besonders unverständlich, so 
KPÖ-LAbg. Werner Murgg, 
sei aber gerade angesichts des 
Kahlschlags, der mit dem Lan-

Glücksspiel: KPÖ drängt im 
Landtag auf höhere Abgaben

Werner Murgg (KPÖ): „Landtag muss han-
deln – nicht auf Lobbyisten hören“

desbudget auf vielen Ebenen 
drohe, dass das Land auf 20 
Mio. Euro pro Jahr an Einnah-
men verzichte.
Murgg: „In der Steiermark wer-
den Krankenhäuser geschlos-
sen, auf Kosten von Menschen 
mit Behinderung und Jugendli-
chen, die besondere Unterstüt-
zung brauchen, soll das Budget 
saniert werden. Gleichzeitig 
gewährt das Land der Glücks-
spielbranche Steuerprivilegien 
im Ausmaß von 100 Millionen 
Euro. Uns ist schon bewusst, 
dass hier einflussreiche Lobby-
isten agieren, aber gerade weil 
es hier nicht nur um Budgetein-
nahmen, sondern auch um eine 
Maßnahme gegen die Spielsucht 
geht, kann es sich das Land 
nicht leisten, seine Möglichkei-
ten nicht auszuschöpfen oder 
noch länger zuzuwarten.“

Geht es nach Spitalslan-
desrätin Edlinger-Ploder 
(ÖVP), soll es bei den Lan-
desspitälern zu einer wah-
ren Schließungsorgie von 
Abteilungen kommen. Ein 
Standort steht direkt auf 
der Schließungsliste: Hör-
gas-Enzenbach. 
Folgende Abteilungen sol-
len geschlossen werden: die 

Unfallchirurgien in Schlad-
ming und Rottenmann wer-
den nur mehr als Satelli-
tendepartments von Bruck 
geführt, der Standort Ma-
riazell verliert die Betten-
station, in Bruck wird die 
Gynäkologie aufgelassen. 
In Wagna gibt es keine Gebur-
tenstation mehr. Die Chirurgien 
in Bad Aussee, Mürzzuschlag 
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und Voitsberg werden „evalu-
iert”: das heißt auch diese Ab-
teilungen von der Schließung 
bedroht, obwohl der Landtag 
in seiner letzten Sitzungsperio-
de mit den Stimmen der ÖVP, 
KPÖ und einer Grün-Stimme, 
nach heftigen Protesten der 
Bevölkerung, ausdrücklich den 
Fortbestand der chirurgischen 
Abteilungen in Mürzzuschlag 
und Bad Aussee beschlossen 
hat. Insgesamt sollen elf Pro-
zent, das sind mehr als 700 Spi-
talsbetten, gestrichen werden. 
Diese Maßnahmen wurden der 
Gesundheitsplattform zur Dis-
kussion vorgelegt und sollen 
in diesem Gremium im April 
beschlossen werden. In der Ge-
sundheitsplattform sind von 
den Landtagsparteien lediglich 
SPÖ und ÖVP stimmberech-
tigt. Die KPÖ hat im Landtag 
den Antrag gestellt, der Land-
tag solle der Gesundheitsplatt-
form empfehlen, diese Schlie-
ßungsmaßnahmen abzulehnen. 
Dieser Antrag wurde mit den 
Stimmen von SPÖ und ÖVP 
abgelehnt. 

Werner Murgg (KPÖ) erinnerte 
vor allem die ÖVP an ihr seiner-
zeitiges Versprechen, die Chir-
urgien Bad Aussee und Mürz-
zuschlag nicht zu schließen. 
Werner Murgg: „Bei der ÖVP 
gilt leider der Satz: Was gestern 
versprochen wurde, ist heute 
vergessen.“ Murgg erinnerte da-
ran, daß die Kürzungspläne bei 
den Spitälern auch am Rücken 
der Beschäftigten ausgetragen 
werden. Werner Murgg: „Den 
Krankenschwestern und Pfle-
gern die Gehaltsvorrückungen 
und die Nachtdienste zu kür-
zen lehnen wir ab. Das würde 
deutliche Gehaltseinbußen 
bedeuten.“ In weiteren Anträ-
gen sprach sich die FPÖ für die 
Beibehaltung des Standortes 
Hörgas-Enzenbach, der Chir-
urgie in Mürzzuschlag und der 
Bettenstation in Mariazell aus. 
Auch diese Anträge wurden 
mit den Stimmen von SPÖ und 
ÖVP abgelehnt. Barbara Riener 
(ÖVP) befürwortet die Einspa-
rungspläne. Riener: „Ich danke 
Edlinger-Ploder für ihren Mut 
und ihre Weitsicht.“ 


